
 

 

 

 

Vf. 47-IV-22 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

DER VERFASSUNGSGERICHTSHOF 

 

DES FREISTAATES SACHSEN 
 

IM NAMEN DES VOLKES 

 

 

Beschluss 

 

In dem Verfahren 

über die Verfassungsbeschwerde  

 

 

1) des Herrn A., 

 

2) der Frau A., 

 

3) der A., 

gesetzl. vertr. durch die Eltern zu 1) und 2), 

 

4) der A.,  

gesetzl. vertr. durch die Eltern zu 1) und 2), 

 

5) des A., 

gesetzl. vertr. durch die Eltern zu 1) und 2), 

 

 

Verfahrensbevollmächtigte 1) bis 5):      Rechtsanwältin Julia Röhrbein, Weißenfelser Str. 48a,  

        04229 Leipzig, 

 

 

hat der Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen durch den Präsidenten des Verfas-

sungsgerichtshofes Matthias Grünberg, den Richter Andreas Wahl, die Richterinnen Simone 

Herberger, Elisa Hoven und die Richter Markus Jäger, Dirk Kirst, Klaus Schurig, Stefan Ans-

gar Strewe und Arnd Uhle  



 

 

2 

 

 

am 27. April 2023 

 

 

beschlossen: 

 

1. Der Beschluss des Verwaltungsgerichts Leipzig vom 17. Juni 2022  

- 7 K 280/22.A - verletzt die Beschwerdeführer in ihrem Grundrecht aus Art. 18 

Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Satz 2 SächsVerf; er wird aufgehoben. Die Sache wird zur 

erneuten Entscheidung an das Verwaltungsgericht Leipzig zurückverwiesen. Im 

Übrigen wird die Verfassungsbeschwerde verworfen. 

 

2. Der Freistaat Sachsen hat den Beschwerdeführern ihre notwendigen Auslagen zu 

erstatten. 

 

3. Damit erledigt sich der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe und Bei-

ordnung eines Rechtsanwalts. 

 

4.  Der Gegenstandswert für das Verfahren wird auf 8.000,00 EUR festgesetzt. 

 

 

 

 

G r ü n d e : 

 

I. 

 

Mit ihrer am 19. Juli 2022 bei dem Verfassungsgerichtshof des Freistaates Sachsen eingegan-

genen und mit Schreiben vom 20. Oktober 2022 ergänzten Verfassungsbeschwerde begehren 

die Beschwerdeführer die Aufhebung des Beschlusses des Verwaltungsgerichts Leipzig vom 

17. Juni 2022 sowie die Aufhebung der Beschlüsse vom 17. Oktober 2022 (jeweils 7 K 

280/22.A). Zudem beantragen die Beschwerdeführer die Gewährung von Prozesskostenhilfe 

im Verfassungsbeschwerdeverfahren. 

 

Die Beschwerdeführer sind syrische Staatsangehörige. Sie reisten am 24. August 2021 in die 

Bundesrepublik Deutschland ein und stellten Asylanträge. Mit Bescheid vom 28. Januar 2022 

lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (im Folgenden: Bundesamt) ihre Anträge 

als unzulässig ab und stellte fest, dass Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 5 und 7 Satz 1 

AufenthG nicht vorlägen. Gleichzeitig wurde die Abschiebung der Beschwerdeführer nach 

Rumänien angedroht. Hiergegen erhoben die Beschwerdeführer Klage vor dem Verwaltungs-

gericht Leipzig und beantragten gemäß § 80 Abs. 5 VwGO die Anordnung der aufschieben-

den Wirkung der Klage. Zugleich beantragten die Beschwerdeführer sowohl für das einstwei-

lige Rechtsschutz- als auch das Klageverfahren die Gewährung von Prozesskostenhilfe. 
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Im Eilverfahren lehnte das Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 17. März 2022 den Antrag 

auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung sowie den Prozesskostenhilfeantrag ab. Die 

hiergegen gerichtete Anhörungsrüge wies das Gericht mit Beschluss vom 30. März 2022 zu-

rück. 

 

Im Hauptsacheverfahren wies das Verwaltungsgericht mit Gerichtsbescheid vom 24. März 

2022 die Klage ab und lehnte mit Beschluss vom selben Tag den Prozesskostenhilfeantrag ab.  

 

Am 30. März 2022 beantragten die Beschwerdeführer in Bezug auf den Gerichtsbescheid 

vom 24. März 2022 die Durchführung einer mündlichen Verhandlung und erhoben gegen den 

die Prozesskostenhilfe ablehnenden Beschluss vom selben Tag Anhörungsrüge sowie Gegen-

vorstellung, die das Verwaltungsgericht mit Beschluss vom 1. April 2022 zurückwies.  

 

Gegen die Beschlüsse des Verwaltungsgerichts vom 17. und 30. März 2022 erhoben die Be-

schwerdeführer mit Schriftsatz vom 10. April 2022 Verfassungsbeschwerde zum Bundesver-

fassungsgericht und beantragten gleichzeitig den Erlass einer einstweiligen Anordnung. 

Durch Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 21. April 2022 – 2 BvR 635/22 – wurde 

dem Bundesamt bis zur Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde – längstens für die 

Dauer von drei Monaten – untersagt, die in dem Bescheid vom 28. Januar 2022 angedrohte 

Abschiebung der Beschwerdeführer nach Rumänien zu vollziehen oder vollziehen zu lassen. 

 

Mit Schriftsatz vom 23. April 2022 beantragten die Beschwerdeführer aufgrund veränderter 

Umstände in Rumänien erneut die Gewährung von Prozesskostenhilfe für das Klageverfah-

ren. 

 

Das Verwaltungsgericht änderte mit Beschluss vom 6. Mai 2022 seinen Beschluss vom 

17. März 2022 von Amts wegen nach § 80 Abs. 7 VwGO und ordnete die aufschiebende Wir-

kung der Klage gegen die Abschiebungsandrohung im Bescheid vom 28. Januar 2022 an. Zur 

Begründung führte es aus, die Abschiebungsandrohung erweise sich im Rahmen einer sum-

marischen Prüfung als rechtswidrig, denn die Abschiebung könne aufgrund der Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichts derzeit nicht durchgeführt und daher auch nicht angedroht 

werden. Daraufhin hob das Bundesamt mit Bescheid vom 20. Mai 2022 den Bescheid vom 

28. Januar 2022 auf, woraufhin die Beschwerdeführer das Hauptsacheverfahren für erledigt 

erklärten. Das Verwaltungsgericht stellte das Verfahren sodann mit Beschluss vom 20. Juni 

2022 ein.  

 

Mit angegriffenem Beschluss vom 17. Juni 2022, der Verfahrensbevollmächtigten zugestellt 

am 20. Juni 2022, lehnte das Verwaltungsgericht den Prozesskostenhilfeantrag vom 23. April 

2022 mangels Erfolgsaussichten der Klage ab. Zur Begründung nahm es Bezug auf die Aus-

führungen im – zwischenzeitlich aufgehobenen – Bescheid vom 28. Januar 2022, denen es 

folgte. Im Übrigen verwies es auf den Gerichtsbescheid vom 24. März 2022 und den Be-

schluss vom 1. April 2022. Ergänzend führte es aus, dass es der ständigen Rechtsprechung 

des Verwaltungsgerichts entspräche, dass in Rumänien keine systemischen Mängel vorlägen. 
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Diese Auffassung werde von anderen Verwaltungsgerichten geteilt. Der von den Beschwerde-

führern zitierten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Lüneburg habe sich das Gericht 

nicht angeschlossen. 

 

Die hiergegen gerichtete Gegenvorstellung vom 28. Juni 2022 wies das Verwaltungsgericht 

mit Beschluss vom 17. Oktober 2022 zurück. Die Auffassung der Beschwerdeführer, das Ge-

richt habe bei der Entscheidung über den Prozesskostenhilfeantrag die stattgebende Entschei-

dung im Eilverfahren zu berücksichtigen, verhelfe der Gegenvorstellung nicht zum Erfolg, 

weil das Gericht damit lediglich die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 

21. April 2022 umgesetzt habe. Die erforderliche Prüfung der Erfolgsaussichten der Klage sei 

mit dieser Eilentscheidung noch nicht erfolgt, sondern der gesonderten Prüfung im Prozess-

kostenhilfeverfahren vorbehalten gewesen. Mit Beschluss vom selben Tag wies das Gericht 

zudem die Anhörungsrüge der Beschwerdeführer vom 1. Juli 2022 zurück, weil es für den 

Prozesskostenhilfeantrag jedenfalls nach wie vor an einer hinreichenden Erfolgsaussicht der 

Klage fehle. 

 

Die Beschwerdeführer rügen die Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art. 78 

Abs. 2 SächsVerf) und der Rechtsschutzgleichheit (Art. 18 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Satz 2 Sächs-

Verf) sowie einen Verstoß gegen das Willkürverbot (Art. 18 Abs. 1 SächsVerf). Die Recht-

sprechung der Verwaltungsgerichte in der hier maßgeblichen Frage sei uneinheitlich. Dieser 

Umstand weise bereits auf eine nicht abschließend geklärte Sach- und Rechtslage hin, wes-

halb die Erfolgsaussichten der Klage zumindest als offen zu bewerten wären. Das Verwal-

tungsgericht verlagere die entscheidungserheblichen Fragen in das Prozesskostenhilfeverfah-

ren, wenn es konstatiere, dass es sich der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Lüneburg 

nicht anschließe. Zum Zeitpunkt der Bewilligungsreife, spätestens am 26. April 2022, sei 

schon aufgrund der einstweiligen Anordnung des Bundesverfassungsgerichts eine Abschie-

bung ausgeschlossen gewesen. Die Erfolgsaussichten der Klage hätten damit nicht abschlägig 

beschieden werden dürfen. Jedenfalls habe die erlassene einstweilige Anordnung einen Um-

stand dargestellt, der ein Obsiegen der Beschwerdeführer im Hauptsacheverfahren zumindest 

habe möglich erscheinen lassen. Die Ablehnung der Prozesskostenhilfe verstoße ferner gegen 

das Willkürverbot, weil die Entscheidung, insbesondere im Verhältnis zu den anderen Ent-

scheidungen des Gerichts in dem Verfahren, nicht nachvollziehbar und offensichtlich unhalt-

bar sei. In dem Verfahren seien eine Vielzahl von Beschlüssen und sonstigen Entscheidungen 

im einstweiligen Rechtsschutzverfahren ergangen; relevant sei insbesondere der Beschluss 

des Bundesverfassungsgerichts vom 21. April 2022 sowie der Beschluss des Verwaltungsge-

richts vom 6. Mai 2022. Es sei schlechterdings nicht nachvollziehbar, weshalb das Verwal-

tungsgericht in dem angegriffenen Beschluss zu dem Ergebnis komme, die Rechtsverfolgung 

biete keine Erfolgsaussichten. Zwar seien die Prüfungsmaßstäbe im Prozesskostenhilfeverfah-

ren und im einstweiligen Rechtsschutzverfahren nicht völlig deckungsgleich. Jedoch basierten 

beide Verfahren grundsätzlich auf einer summarischen und prognostischen Prüfung der Er-

folgsaussichten der Hauptsache. Einerseits habe das Verwaltungsgericht die Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts zwar zum Anlass genommen ohne entsprechenden Antrag der 

Beschwerdeführer einen Beschluss gemäß § 80 Abs. 7 VwGO zu erlassen; andererseits finde 

die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts bei summarischer Prüfung der Erfolgsaus-
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sichten der Klage im Prozesskostenhilfeverfahren jedoch keine Beachtung. Damit seien die 

beiden Beschlüsse des Verwaltungsgerichts vom 6. Mai 2022 und vom 17. Juni 2022 so wi-

dersprüchlich, dass die rechtlichen Erwägungen überhaupt nicht mehr nachvollzogen werden 

könnten: Das Gericht komme in zwei weitgehend gleich zu behandelnden Verfahren zu einem 

diametral gegensätzlichen Ergebnis, ohne auch nur Bezug auf die anderslautende Entschei-

dung zu nehmen. Schließlich seien die Beschwerdeführer in ihrem Anspruch auf rechtliches 

Gehör verletzt, weil sich der Beschluss vom 17. Juni 2022 nicht mit ihren wesentlichen, ent-

scheidungserheblichen Argumenten auseinandersetze. Gleiches gelte für die Beschlüsse des 

Verwaltungsgerichts vom 17. Oktober 2022.  

 

 

II. 

 

Die Verfassungsbeschwerde hat im tenorierten Umfang Erfolg. 

 

1. Allerdings fehlt der Verfassungsbeschwerde das Rechtsschutzbedürfnis, soweit sich die 

Beschwerdeführer gegen die Beschlüsse des Verwaltungsgerichts vom 17. Oktober 2022 

wenden.  

 

Entscheidungen, mit denen Gerichte Anhörungsrügen zurückweisen, sind nicht mit der 

Verfassungsbeschwerde angreifbar, wenn sie keine eigenständige Beschwer schaffen, 

sondern allenfalls die bereits durch die Ausgangsentscheidung eingetretene Grund-

rechtsverletzung durch unterbliebene fachgerichtliche „Selbstkorrektur“ fortbestehen 

lassen (SächsVerfGH, Beschluss vom 23. Februar 2023 – Vf. 12-IV-22; Beschluss vom 

8. Dezember 2022 – Vf. 33-IV-22; Beschluss vom 10. November 2021 – Vf. 55-IV-21; 

Beschluss vom 26. März 2015 – Vf. 55-IV-14; st. Rspr.; vgl. auch BVerfG, Beschluss 

vom 3. Mai 2021 – 2 BvR 1176/20 – juris Rn. 30; Beschluss vom 28. April 2021 – 

2 BvR 1451/18 – juris Rn. 9 m.w.N.). 

 

Auch die gerichtliche Entscheidung über eine Gegenvorstellung begründet regelmäßig 

keine eigenständige verfassungsrechtliche Beschwer (SächsVerfGH, Beschluss vom 

12. Mai 2022 – Vf. 14-IV-22; vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. April 2007 – 

2 BvR 1674/06 – juris Rn. 46; vgl. aber auch BVerfG, Beschluss vom 28. März 2006 – 

2 BvR 2059/05 – juris Rn. 12).  

 

Vorliegend ist eine aus den angegriffenen Beschlüssen vom 17. Oktober 2022 folgende 

eigenständige Beschwer der Beschwerdeführer weder dargetan noch ersichtlich. 

 

2. Soweit sich die Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts 

vom 17. Juni 2022 richtet, ist sie zulässig und begründet. Dieser Beschluss verletzt die 

Beschwerdeführer in ihrem Grundrecht aus Art. 18 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Satz 2 Sächs-

Verf. 
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a) Art. 18 Abs. 1 SächsVerf in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip (Art. 1 Satz 2 

SächsVerf) gebietet eine weitgehende Angleichung der Situation von Bemittelten 

und Unbemittelten bei der Verwirklichung des Rechtsschutzes. Die Rechtsverfol-

gung eines unbemittelten Prozessbeteiligten soll im Vergleich zu einem bemittelten 

Beteiligten nicht unverhältnismäßig erschwert werden. Danach ist es zwar verfas-

sungsrechtlich unbedenklich, die Gewährung von Prozesskostenhilfe davon abhängig 

zu machen, dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinrei-

chende Aussicht auf Erfolg hat und nicht mutwillig erscheint (SächsVerfGH, Be-

schluss vom 26. März 2009 – Vf. 119-IV-08/Vf. 132-IV-08; st. Rspr.). Die Prüfung 

der Erfolgsaussicht des beabsichtigten Rechtsschutzverfahrens soll jedoch nicht dazu 

dienen, die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung selbst in das Nebenverfahren 

der Prozesskostenhilfe vorzuverlagern und dieses an die Stelle des Hauptsachever-

fahrens treten zu lassen. Das Prozesskostenhilfeverfahren will den Rechtsschutz, den 

der Rechtsstaatsgrundsatz erfordert, nicht selbst bieten, sondern will ihn zugänglich 

machen. So sieht § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO die Gewährung von Prozesskostenhilfe 

bereits dann vor, wenn hinreichende Erfolgsaussichten für den beabsichtigten 

Rechtsstreit bestehen, ohne dass der Prozesserfolg schon gewiss sein muss (vgl. 

BVerfG, Beschluss vom 30. Mai 2022 – 1 BvR 1012/20 – juris Rn. 10). 

 

Auslegung und Anwendung des maßgeblichen § 114 Abs. 1 Satz 1 ZPO wie auch 

des jeweils anzuwendenden einfachen Rechts obliegt in erster Linie den zuständigen 

Fachgerichten, die dabei von Verfassungs wegen den Zweck der Prozesskostenhilfe 

zu beachten haben. Der Verfassungsgerichtshof kann nur korrigierend eingreifen, 

wenn die Auslegung und Anwendung dieser Vorschriften auf einer grundsätzlich un-

richtigen Anschauung von der Bedeutung der Rechtsschutzgleichheit beruhen 

(SächsVerfGH, Beschluss vom 10. Februar 2022 – Vf. 100-IV-21; Beschluss vom 

26. Mai 2008 – Vf. 132-IV-07; st. Rspr.; vgl. BVerfG, Beschluss vom 27. Dezember 

2022 – 1 BvR 1791/22 – juris Rn. 16 m.w.N.). Der den Fachgerichten zustehende 

Entscheidungsspielraum ist jedenfalls überschritten, wenn das Fachgericht die An-

forderungen an die Erfolgsaussicht der beabsichtigten Rechtsverfolgung überspannt 

und dadurch der Zweck der Prozesskostenhilfe verfehlt wird (SächsVerfGH, Be-

schluss vom 10. September 2020 – Vf. 90-IV-20; Beschluss vom 29. Oktober 2015 – 

Vf. 75-IV-15; Beschluss vom 27. Juli 2006 – Vf. 4-IV-06; st. Rspr.).  

 

b) Das Verwaltungsgericht hat in dem Beschluss vom 17. Juni 2022 die Anforderungen 

an die hinreichenden Erfolgsaussichten der Rechtsverfolgung überspannt. 

 

Zur Begründung der fehlenden Erfolgsaussichten stellt das Verwaltungsgericht aus-

schließlich auf seine ständige Rechtsprechung ab, dass in Rumänien keine systemi-

schen Mängel vorliegen. Dabei lässt es die hierzu in der Sache der Beschwerdeführer 

erfolgten Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts in dessen Beschluss vom 

21. April 2022 gänzlich außer Betracht, wonach sich eine sorgfältige Ermittlung der 

Auswirkungen der durch den Ukraine-Krieg ausgelösten Fluchtbewegungen auf die 

Aufnahme und Behandlung anderer Gruppen Geflüchteter in den Aufnahmestaaten 
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aufdränge. Ebenso wenig setzt sich das Verwaltungsgericht mit seinem eigenen – in-

folge der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ergangenen – Beschluss vom 

6. Mai 2022 auseinander, mit dem es die aufschiebende Wirkung der Klage anordne-

te, weil sich die Abschiebungsandrohung im Bescheid vom 28. Januar 2022 nach 

summarischer Prüfung als rechtswidrig erweise. Auch wenn diese Einschätzung für 

das Prozesskostenhilfeverfahren in der Hauptsache – schon wegen der Unterschiede 

im anzulegenden Prüfungsmaßstab – keine Präjudizwirkung zu entfalten vermag, hat 

sich doch vor dem Hintergrund des erfolgreichen einstweiligen Rechtsschutzverfah-

rens eine Auseinandersetzung mit dessen Ergebnis im Verfahren über die Prozess-

kostenhilfe aufgedrängt. Unerwähnt bleibt in dem angegriffenen Beschluss vom 

17. Juni 2022 zudem, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung der ursprünglich ange-

fochtene Bescheid des Bundesamtes vom 28. Januar 2022 bereits aufgehoben und 

das Klageverfahren durch die Beschwerdeführer am 25. Mai 2022 für erledigt erklärt 

worden war. Die Auswirkungen dieser neuen prozessualen Situation auf das Verfah-

ren bleiben völlig unberücksichtigt. 

 

Das Verwaltungsgericht hat seinen Entscheidungsspielraum erkennbar überschritten, 

indem es bei der Prüfung des Prozesskostenhilfeantrags die hinreichende Erfolgsaus-

sicht des Klageverfahrens ohne Berücksichtigung des Ergebnisses des Eilverfahrens 

und der aktuellen Prozesssituation verneint hat. Es hat damit den Zweck der Prozess-

kostenhilfe verfehlt und die Beschwerdeführer in ihrer grundrechtlich verbürgten 

Rechtsschutzgleichheit verletzt. 

 

3. Bei dieser Sachlage kommt es auf die geltend gemachte Verletzung der Grundrechte aus 

Art. 18 Abs. 1 SächsVerf in seiner Ausprägung als Willkürverbot und Art. 78 Abs. 2 

SächsVerf nicht an. 

 

 

III.  

 

Die angegriffene Entscheidung ist aufzuheben und die Sache an das Verwaltungsgericht 

Leipzig zurückzuverweisen (§ 31 Abs. 2 SächsVerfGHG). 

   

 

IV. 

 

Die Entscheidung ist kostenfrei (§ 16 Abs. 1 Satz 1 SächsVerfGHG). Den Beschwerdeführern 

sind gemäß § 16 Abs. 3 und 4 SächsVerfGHG ihre notwendigen Auslagen vollständig zu er-

statten, weil dem als unzulässig verworfenen Teil der Verfassungsbeschwerde in der Sache 

keine eigenständige Bedeutung zukommt. 

 

Mit der Entscheidung über die Auslagenerstattung erledigt sich der Antrag auf Bewilligung 

von Prozesskostenhilfe und Beiordnung eines Rechtsanwalts. 

 



 

 

8 

V. 

 

Die Festsetzung des Gegenstandswerts beruht auf § 37 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 14 

Abs. 1 RVG. 

 

 

 

 

gez. Grünberg    gez. Wahl    gez. Herberger 

 

 

 

 

gez. Hoven    gez. Jäger    gez. Kirst 

 

 

 

 

gez. Schurig    gez. Strewe    gez. Uhle 


